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Historisch und gegenwärtig wird die Kon-
trolle des Zugangs zu Territorium als konsti-
tutiv für souveräne Staatlichkeit angesehen.
Gleiches gilt für die damit eng verbundene
Praxis von Abschiebungen. Vor dem Hinter-
grund der historischen Erfahrungen des Na-
tionalsozialismus wurde allerdings mit der
Etablierung des Asylrechts und menschen-
rechtlicher Regelungen eine Einschränkung
staatlicher Souveränität vorgenommen. Die-
ses Spannungsverhältnis, das in der Abschie-
bepraxis kulminiert, führt seit jeher zu um-
fangreichen gesellschaftlichen Auseinander-
setzungen. Trotz der inhärenten Brisanz des
Themas ist die Forschung zu Abschiebungen
und ihren sozialen Folgen übersichtlich. Eine
Konferenz, ausgerichtet vom hochschulüber-
greifenden und interdisziplinären Freibur-
ger Netzwerk für Migrationsforschung (Frei-
NeM) – namentlich Heike Drotbohm (Uni-
versität Freiburg) und Albert Scherr (Päd-
agogische Hochschule Freiburg) – hatte das
Ziel, das Thema aus unterschiedlichen Dis-
ziplinen zu beleuchten und darüber hinaus
Perspektiven der praktischen Flüchtlingssoli-
darität, der rechtlichen Beratungspraxis und
der kritischen Sozialwissenschaften in einen
Dialog zu bringen. Zentrale Leifragen waren
dabei: Welche Historizitäten und Kontingen-
zen lassen sich in einer komparativen Ana-
lyse von Abschiebungspraktiken identifizie-
ren, mit welchen Entscheidungsspielräumen
und Handlungskonflikten setzen sich die be-
troffenen Akteur_innen auseinander und wel-
che Perspektiven leiten sich daraus für die
Beratungspraxis, den politischen Protest ge-
gen Abschiebungen und die wissenschaftli-
che Forschung ab?

DIDIER RUEDIN (Neuchâtel) eröffnete mit
einer komparativen Medienanalyse über die

Politisierung von Abschiebungen in Öster-
reich, Schweiz und Deutschland. Er zeig-
te anhand eines umfangreichen Datensatzes,
dass das zivilgesellschaftliche Protestvolu-
men zwischen 2003 und 2013 in allen drei
staatlichen Kontexten deutlich angestiegen ist
und jeweils persönlich Betroffene, Kirchen
und NGOs Protest am aktivsten medial arti-
kuliert haben. Eine Politisierung durch staat-
liche Stellen ließe sich wie zu erwarten nicht
feststellen, da kontroverse Praktiken zumeist
bewusst der Öffentlichkeit entzogen würden
(Abschiebungen bei Nacht etc.).

SEBASTIAN MUY (Berlin) problematisier-
te in seinem Beitrag die für das aktuelle Asyl-
recht essentielle Differenzierung unterschied-
licher Kategorien von Migrant_innen. An-
hand von Formulierungen auf der Internet-
präsenz des UNHCR (Flüchtlingshilfswerk
der Vereinten Nationen) zeigte Muy, dass die
Exklusion unerwünschter Migrant_innen, die
sich in ihrer Illegalisierung und Deportierbar-
keit manifestiere, die Kehrseite der Betonung
der ‚Schutzbedürftigkeit‘ von Flüchtlingen im
Sinne der Genfer Konvention sei. An dieser
diskursiven Konstruktion wirke das UNHCR
durch Dichotomisierungen wie unter ande-
rem ‚freiwillige versus unfreiwillige Migrati-
on‘, ‚Verletzung bürgerlicher und politischer
Rechte versus Verletzung von WSK-Rechten‘
mit. Das Dilemma bestehe folglich darin, dass
eine affirmative Bezugnahme auf die humani-
täre Institution des Asyls gleichzeitig Zugang
zu Rechten und durch Migrationskontrollen
Exklusion von Rechten legitimiere.

ALBERT SCHERR (Freiburg) diskutierte
die moralische Legitimationsgrundlage von
Abschiebungen und die vielfältigen Am-
bivalenzen einer Kritik des Nationalstaa-
tes. Einerseits sei die Entscheidung über
Zugang zu Territorium konstitutives Merk-
mal von souveräner Nationalstaatlichkeit,
andererseits stünde Migrationskontrolle im
scheinbar unauflöslichen Spannungsverhält-
nis zum menschenrechtlichen Imperativ wel-
chem sich Staaten spätestens seit Ende des
Zweiten Weltkriegs unterworfen haben. Pa-
radoxerweise seien darüber hinaus National-
staaten gewissermaßen das moderne Äqui-
valent zu den Ständen des Mittelalters und
damit kaum legitimierbar. Gleichzeitig sei ei-
ne Kritik von Bevölkerungspolitik ein Risiko
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für den „Wohlfahrtsstaat als spezifische Form
des Nationalstaats“. Aufzulösen versuchten
staatliche Behörden besonders das Dilemma
menschenrechtlicher Gebundenheit durch ein
rhetorisches Rekurrieren auf „humane Ab-
schiebungen“ und mit der Taktik, kognitive
Dissonanzen dadurch abzumildern, dass Mo-
ralfragen als positive Rechtsfragen behandelt
würden. Eine Externalisierung von Migrati-
onspolitik produziere zudem soziale Distan-
zen zwischen der Mehrheitsgesellschaft und
den aus der Migrationskontrolle erwachsen-
den Schicksalen. Mit Hinblick auf Perspekti-
ven der Kritik schlussfolgerte Scherr, dass ei-
ne „pragmatische Kritik der Verweigerung“
im Sinne Marcuses sowie eine Betonung zahl-
reicher Dilemmata und Kontingenzen im Ver-
hältnis Menschenrechtsschutz und National-
staatlichkeit Ansatzpunkte darstellten.

In einem kurzen Plädoyer von HARALD
BAUDER (Toronto) für die Verwendung des
Begriffs „illegalisierte Migrant_innen“ ver-
wies dieser auf die an anderer Stelle be-
reits vielfach beschriebene Fokussierung auf
den institutionellen und politischen Prozess
der Entrechtung anstelle einer semantischen
Schuldzuschreibung an den/die Migrant_in
selbst („illegal“). In Kanada habe sich infolge
zahlreicher Interventionen aus Wissenschaft
und Zivilgesellschaft die Terminologie „racia-
lized minorities“ anstelle von „racial mino-
rities“ durchgesetzt. Die in Anbetracht der
relativ weiten Verbreitung der Terminologie
überraschend kontroverse Diskussion kreis-
te in erster Linie um die Frage der analyti-
schen Schärfe der jeweiligen Konzepte. „Il-
legalisiert“ impliziere, so ein Einwand, eine
Rechtlosigkeit von unerwünschten Migrant_
innen. Diese sei faktisch falsch und laufe Ge-
fahr, unerwünschte Migrant_innen als quasi
Vogelfreie der Willkür des Staates zu über-
lassen. Einigkeit herrschte dagegen in der
zentralen politischen Funktion der Termino-
logie, die die Verantwortlichkeiten verschie-
be und demnach gegenüber oftmals eben-
falls analytisch falsch verwendeten Bezeich-
nungen („undokumentiert“, „illegal“) vorzu-
ziehen sei.

Mit dem Beitrag des FREIBURGER FO-
RUMS AKTIV GEGEN AUSGRENZUNG
wechselte der Fokus von der wissenschaftli-
chen Analyse zu Berichten aus der aktivisti-

schen Praxis. Das Forum betreibe seit 2010 So-
lidaritätsarbeit mit Roma-Flüchtlingen, die ei-
nen Großteil der Flüchtlinge in Freiburg aus-
machten. Zur Politisierung von Abschiebun-
gen haben sich zwei Strategien als erfolg-
reich erwiesen. Erst kürzlich sei eine Abschie-
bung durch eine Sitzblockade von ca. 70 Ak-
tivist_innen verhindert worden. Gelinge dies
nicht, werde mit der Institutionalisierung von
„TagX+1“ am Tag nach einer Abschiebung
aus Freiburg diese in einer Demonstration
vor dem Rathaus öffentlich gemacht. Größ-
te Herausforderung sahen die Vertreter_innen
des Forums in einer nicht-intendierten Für-
sprecher_innenrolle, die aus einer geringen
Beteiligung von Flüchtlingen an der Arbeit
des Forums resultiere. Zugleich gelinge es
in Freiburg nicht, über das links-alternative
Milieu hinaus breitere Teile der Bevölkerung
zu mobilisieren. Die anschließende Diskussi-
on sah den Grund dafür in einer „sozialen
Sperrung“, die Solidarität mit Roma aufgrund
eines tiefen Klassenbewusstseins erschwere.
Das zeige sich auch in Bezug auf Kirchen-
asyl, das sich in Freiburg anders als ande-
renorts mit weniger Roma-Flüchtlingen, bis-
lang kaum realisieren lasse. Kritisch ange-
merkt wurde zudem, dass Solidaritätsarbeit
mit Roma sich stets mit Ambivalenz arran-
gieren müsse, einerseits durch eine Betonung
der spezifischen Diskriminierungen zu Em-
powerment beizutragen und gleichzeitig (un-
intendiert) an einer essenzialisierenden Re-
produktion bestehender Vorurteile mitzuwir-
ken.

DAVID LORENZ und MAREN KIRCH-
HOFF (beide Kassel) präsentierten erste Er-
gebnisse aus dem Forschungsprojekt „Pro-
teste gegen Abschiebungen in Österreich,
Deutschland und der Schweiz“ und legten
dabei das Augenmerk auf die Historizität
von Abschiebungen. Lorenz zeigte, dass in
Deutschland zwischen 2000 und 2013 ein
drastischer Rückgang an vollzogenen Ab-
schiebungen zu dokumentieren sei. Deutlich
wurden zudem große zeitliche und regiona-
le Varianzen in der tatsächlichen Durchfüh-
rung von Abschiebungen. Kirchhoff rief in
einem historischen Überblick in Erinnerung,
dass Abschiebungen in Deutschland keines-
falls neu seien und bis in die späten 1960er-
Jahre zurückreichen. Waren in den 1970er-
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Jahren zunächst ausschließlich politische Ak-
tivisten von Abschiebung betroffen, änderte
sich die Situation infolge der Rezession und
des Anwerbestopps für so-genannte „Gast-
arbeiter“. Anfang der 1990er-Jahre erst ver-
schob sich der zentrale Abschiebefokus auf
abgelehnte Asylsuchende. Eine breite Poli-
tisierung erfuhren Abschiebungen erstmals
nach dem Suizid von Kemal Altun während
seines Abschiebeverfahrens im Jahr 1983. Ein
sichtbarer Knick in der zivilgesellschaftlichen
Mobilisierung gegen Abschiebungen und ei-
ne fundamentale Veränderung des Protest-
milieus zeige sich nach dem so-genannten
„Asylkompromiss“ von 1992/1993, der vor
allem das bürgerliche Milieu desillusioniert
zurückgelassen habe, wobei jedoch aktuell ei-
ne erneute Ausweitung der Proteste zu beob-
achten sei.

In einer willkommenen aufenthaltsrechtli-
chen Lehrstunde zeigte die Anwältin ANGE-
LA FURMANIAK (Lörrach) aus ihrer prak-
tischen Arbeit die zahlreichen Kontingenzen
in der Abschiebepraxis und den Spielraum
für juristische Kämpfe für ein Bleiberecht auf.
Abschiebungen seien formal „Durchsetzun-
gen von Ausreisepflichten“, es gebe jedoch
zahlreiche Gründe dafür, dass eine Ausrei-
sepflicht nicht durchgesetzt werde: darunter
fehlendes Einverständnis des Herkunftsstaa-
tes, fehlende direkte Flugverbindung in das
Herkunftsland, Reiseunfähigkeit, unmittelbar
bevorstehende Hochzeit etc. Dies führe in der
Praxis zu jahrelangen menschenunwürdigen
Kettenduldungen für die Betroffenen. Dieser
Status zermürbe, da die Abschiebung jeder-
zeit bevorstehen könne. In der praktischen
anwaltlichen Arbeit seien neben Bezug auf §
23 Abs. 1 AufenthG und Härtefallkommissio-
nen besonders Einzelfallentscheidungen eine
Handhabe. Besonders bei „Verwurzelungsfäl-
len“ nach § 25 Abs. 5 AufenthG bestehe er-
heblicher Spielraum bei den Ausländerbehör-
den. Letztlich sei oftmals die persönliche Prä-
gung der Behördenmitarbeiter_innen die ent-
scheidende Variable für Erfolg oder Misser-
folg eines Einspruchs. Sie empfehle Betroffe-
nen teilweise aus pragmatischen Gründen Po-
litisierung und Konfrontation zu vermeiden,
um den „braven deutschen Bürgervorstellun-
gen“ der Behörden zu entsprechen.

Im bereits etablierten Wechselspiel zwi-

schen Praxis und Theorie der Tagung referier-
te CARLA KÜFFNER (Wien) im Anschluss
über methodische und ethische Fragen in
der empirischen Forschung zu Abschiebung,
besonders zum Komplex Positionalität des
Forschenden versus Ergebnisoffenheit. In der
Diskussion wurde vorgeschlagen, das Dilem-
ma, sich sowohl als Aktivist_in und als Wis-
senschaftler_in zu begreifen, durch Transpa-
renz und Abwägung zu lösen. Transparenz
gegenüber den Beforschten und Abwägung
darüber, welche Daten als „Kontrollwissen“
aufgrund potentieller negativer Konsequen-
zen für die prekären Migrant_innen nicht ver-
öffentlicht werden sollten.

JUDITH WELZ (Wien) problematisierte das
bereits bei Scherr angeklungene ‚liberale Pa-
radoxon‘, das das grundsätzliche Spannungs-
verhältnis liberaler Demokratien zwischen
Menschenrechtsschutz einerseits und Iden-
titätspolitik über ‚Demos‘ und ‚Citizenship‘
andererseits benennt. Hierfür analysierte sie
58 asylrechtliche Entscheidungen in Öster-
reich mit dem Fokus darauf, wie der für das
Spannungsverhältnis zentrale Artikel 8 der
Europäischen Menschenrechtskonvention im
Richterspruch interpretiert werde. Sie zeigte
eine einseitige Betonung des „öffentlichen In-
teresses“ besonders in der Bewertung des Fa-
milienlebens und des Integrationsgrades in
den Entscheidungen. Selbst der Integrations-
wille unterliege ökonomischen Kriterien, die
sich letztlich in der Akzentuierung des öffent-
lichen Interesses gegenüber einem menschen-
rechtlich inspirierten Bleiberecht manifestie-
ren. Gleichzeitig zeigte Welz, dass das von
ihr dargelegte Spannungsverhältnis und des-
sen Bewertung permanenten politischen Aus-
einandersetzungen unterliege und damit An-
satzpunkte für Protest biete. In der Diskussi-
on wurde betont, dass eine Reduktion des In-
tegrationsgrades auf ökonomische Kriterien
ein fatales Signal sei, da demokratische Par-
tizipation (Mitarbeit in Initiativen etc.) inhä-
renter Bestandteil von Integration sei.

Im Abendvortrag zeichnete BERND ME-
SOVIC (Pro Asyl, Frankfurt) zentrale Kritik-
linien an der „sicheren Herkunftsstaatenre-
gelung“ für die Balkanstaaten Mazedonien,
Serbien und Bosnien-Herzegowina im histo-
rischen Kontext nach. In Anbetracht der deut-
schen Armuts-Emigrationsgeschichte, die bis
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ins frühe 19. Jahrhundert zurückreiche und
der Verfolgung der Roma während des Na-
tionalsozialismus müsse angesichts der ak-
tuellen Debatte von einem „doppelten Ver-
drängungsprozess“ gesprochen werden. Die
als „Romaproblem“ gerahmte Debatte habe
dazu geführt, dass ein politisch erwünschtes
Ergebnis (geringe Anerkennungsquoten) be-
hördlich administriert wurde um die Initia-
tive zur sicheren Herkunftsstaatenregelung
vorzubereiten. Irritierend seien die doppel-
ten Standards in der Bewertung der men-
schenrechtlichen Situation, besonders für Ro-
ma, in den betreffenden Staaten. In den Bei-
trittsverhandlungen verweise die EU regel-
mäßig auf die systematische Diskriminierung
von Roma, was eine gleichzeitige Erklärung
der Staaten als ‚sicher‘ absurd erscheinen las-
se. Zugrunde liege eine tief verwurzelte Pri-
vilegierung von politischen Menschenrechten
gegenüber wirtschaftlichen, sozialen und kul-
turellen Rechten (WSK-Rechten). An dieser
Stelle müsse angesetzt werden, um die Ar-
gumentationslinie „kumulativer Verfolgung“,
die sich aus verschiedenen lebensbedrohli-
chen Ausgrenzungskontexten ergebe, zu stär-
ken. Bislang fehlen jedoch Rechtsprechung
die einer solchen Argumentation folgen. In
der zum Teil kontroversen Diskussion stand
die Frage im Mittelpunkt, ob eine Stärkung
der WSK-Rechte den Menschenrechtsdiskurs
nicht in gefährlicher Weise aufblähe. Dem
wurde entgegnet, dass ein holistischer Men-
schenrechtsansatz ganz im Gegenteil die Idee
stärke und für unterschiedliche Unrechtskon-
texte nutzbar mache. Darüber hinaus wurde
betont, wie sehr Antiziganismus in der deut-
schen Gesellschaft verwurzelt sei und daher
eine entdramatisierende und intervenieren-
de Rhetorik von kommunalen und nationalen
Autoritäten zentral sei.

Einen Perspektivenwechsel nahm HEI-
KE DROTBOHM (Freiburg) mit ihrem For-
schungsbericht zu Auswirkungen von Ab-
schiebungen auf Herkunftsgesellschaften am
Beispiel der Kap Verden ein. Auf der histo-
risch von Mobilität geprägten Inselgruppe sei
Migration tief in das sozio-ökonomische Ge-
füge eingeschrieben. Neben der wirtschaftli-
chen Bedeutung von Remittances (das Gros
der nationalen Ökonomie) sei die Bereitschaft
zur Emigration gesellschaftlich erwartet bzw.

gefordert. Abschiebungen und damit verbun-
dene Einreisesperren, die besonders aus den
USA seit dem 11. September 2001 zunahmen,
führten daher zu einer fundamentalen Um-
kehr des Normalzustandes Mobilität durch
erzwungene Sesshaftigkeit. In ihrem Beitrag
verwies sie sowohl auf die problematische Si-
tuation in Migrantenfamilien, innerhalb de-
rer einzelne Mitglieder mit unterschiedlichem
Aufenthaltsstatus leben, und auf die Tatsache,
dass männliche Migrant_innen im Vergleich
zu weiblichen nach ihrer unfreiwilligen Rück-
kehr weniger soziale Ausgrenzung erfahren,
da sie ihre vorausgegangene Mobilitätserfah-
rung weiterhin als soziale Ressource einset-
zen können. Diese oft vernachlässigten Kon-
sequenzen auf Herkunftsgesellschaften seien
daher stärker zu berücksichtigen.

KATHARINA SCHOENES (Berlin) griff
das im Rahmen der Konferenz bereits mehr-
fach andiskutierte Thema der sogenannten
„freiwilligen Rückkehr“ explizit auf. Auf Ba-
sis ihrer qualitativen Forschung zu Rück-
kehrberatungsstellen in Berlin argumentier-
te sie, die Kritik am Konzept der „frei-
willigen Rückkehr“ sei wichtig, gleichzeitig
aber auch problematisch, da sie migrantische
Entscheidungs- und damit Handlungsmacht
unsichtbar mache. In der Diskussion wurde
entgegnet, dass die Latenz der Abschiebe-
drohung verbunden mit einer Wiedereinreise-
sperre den Handlungsspielraum der Betroffe-
nen bereits drastisch einschränke und die Se-
mantik der „Freiwilligkeit“ daher nicht mehr
als eine Legitimationsstrategie bleibe.

In der Abschlussdiskussion wurde deut-
lich, dass angesichts der Vielschichtigkeit des
Themas Abschiebung nur einzelne Schlag-
lichter geworfen werden konnten. Den ro-
ten Faden bildete dennoch die Einsicht, dass
im Gegensatz zu einer Darstellung von Ab-
schiebungen als Vollzug rechtstaatlicher Vor-
gaben, die eindeutigen und moralischen legi-
timierbaren Gesetzen folgt, der Komplex Ab-
schiebung in einem hohen Maß von Irratio-
nalitäten und Kontingenzen bestimmt ist. Ein
weiteres Leitmotiv der Tagung war die Fra-
ge nach der Zeitgemäßheit der im histori-
schen Kontext nach 1945 entstandenen Asyl-
und Flüchtlingsbegriffe, die in Anbetracht
veränderter Bedingungen durch fortschrei-
tende Globalisierung problematisch erschei-
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nen. Diese Überlegungen dokumentieren den
Bedarf für weitere kritische Forschung, die
genauer analysiert, wer unter welchen Be-
dingungen in die Position des abzuschieben-
den Subjekts gerät. Speziell an dieser Frage
könnten historische Analysen anknüpfen, die
den Blick noch systematischer für historische
Varianzen in der Abschiebepraxis schärfen.
Für die politikwissenschaftliche und rechts-
soziologische Forschung bieten sich Studien
zu den Handlungsparametern der Entschei-
dungsträger_innen und den Faktoren für er-
folgreichen Protest gegen Abschiebungen an.
Für einen kritischen Wissenschaftsbetrieb er-
wies sich der konstruktive Dialog mit der
Beratungspraxis und aktivistischen Perspek-
tiven als fruchtbar, wobei Einigkeit bestand,
dass bei einer zukünftigen Konferenz unbe-
dingt Akteure der migrantischen Selbstorga-
nisation miteinbezogen werden müssten.

Konferenzübersicht:

Heike Drotbohm (Universität Freiburg) / Al-
bert Scherr (Pädagogische Hochschule Frei-
burg), Begrüßung und Eröffnung.

Teil I: Abschiebung und gesellschaftliche Dis-
kurse

Didier Ruedin (Neuchâtel), Politisierung von
unten? Das Abschiebungs-Thema im öffentli-
chen Diskurs in Österreich, der Schweiz und
Deutschland.

Sebastian Muy (Berlin), „Schützen“ oder
„außer Landes schaffen“? Ausschließung
als Kehrseite des Flüchtlingsschutzdiskurses
beim UNHCR.

Albert Scherr (Freiburg), Nationalstaatlich-
keit, Moral und Recht: Die Paradoxie der Un-
vermeidbarkeit und Nicht-Legitimierbarkeit
von Abschiebungen.

Harald Bauder (Toronto), Illegalisierung als
Grundlage für Abschiebung – Plädoyer für
den Begriff „Illegalisierte“ Migranten und
Flüchtlinge.

Teil II: Perspektiven des Protests

Freiburger Forum aktiv gegen Ausgrenzung:
Erfahrungen aus dem Protest gegen Abschie-
bungen und die Perspektive eines humanitä-
ren Bleiberechts.

David Lorenz / Maren Kirchhoff (beide Kas-
sel), Proteste, Widerstand und der Wandel des
bundesdeutschen Abschiebesystems.

Teil III: Ermessensspielräume

Angela Furmaniak (Freiburg), Erfahrungen
aus der rechtsanwaltlichen Praxis mit Flücht-
lingen.

Carla Küffner (Wien), Nicht-Durchführung
von Ausweisungsentscheiden: empirische
Untersuchung zu Ermessensspielräumen von
Fremdenpolizist_innen und Strategien von
Abschiebung bedrohter Migrant_innen in
Wien.

Judith Welz (Wien), Abschiebepolitik im
Spannungsfeld des liberal-demokratischen
Paradoxons: Ermessensspielräume in asyl-
rechtlichen Ausweisungsentscheidungen.

Abendvortrag
Bernd Mesovic (Pro Asyl, Frankfurt), „Die
Erde ist gewaltig schön, doch sicher ist sie
nicht.“ Wie die Bundesregierung an allen Fak-
ten vorbei „sichere Herkunftsstaaten“ kreiert.

Teil IV: Politiken und Erfahrungen der Rück-
kehr

Heike Drotbohm (Freiburg), Jenseits des
Opferdiskurses: Verwandtschaft und Gender
im Abschiebekontext.

Katharina Schoenes (Berlin), Politiken der
freiwilligen Rückführung – eine ‚humane Al-
ternative’ zu Abschiebungen?

Tagungsbericht Doing Deportation – Mo-
ral und Kontingenz in der Abschiebepraxis.
17.07.2014–19.07.2014, Buchenbach (bei
Freiburg), in: H-Soz-Kult 19.09.2014.
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